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1. Kapitel 

Fragestellung 

1. Abschnitt 

Ausgangslage und Problemstellung 

Plan und Planung gehören heutzutage sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland wie auch in der Republik Korea zu den wichtigsten staatlichen 
Handlungsformen und spielen daher in der Praxis eine erhebliche Rolle1. 
Pläne und Planungen gibt es in beiden Ländern für die verschiedensten 
Sozialbereiche. Die einzelnen staatlichen Planungsgebiete sind nach Verfah-
ren, Form, Umfang und Intensität der Planung sehr unterschiedlich ausge-
staltet. Zwar besteht ein relativ  ausgeformtes Planungssystem für die Rege-
lung der Bodennutzung im Raum- und Stadtplanungsrecht, aber selbst hier, 
wo eine gewisse Vereinheitlichung eingetreten ist, weist die Planung in 
rechtlicher Hinsicht eine große Vielfalt auf, so daß ihre systematische Ord-
nung außerordentliche Schwierigkeiten bereitet2. 

Da sich die Planungen in die Zeit erstrecken und eine sinnvolle Abfolge 
von Maßnahmen bezwecken, muß jede Planung als dynamischer Prozeß ver-
standen werden3. Anders als die traditionellen Rechtsetzungsformen des 

1 Über den Begriff  bzw. die Rolle der Planung in der Marktwirtschaft,  siehe näher, 
Zohlnhöfeii  SteinleJ  Brohm,  Art.: Planung, in: Staatslexikon, Bd. 4, Sp. 403 ff.;  Herzog1 
Pietzner,  Art.: Planung, in: Herzog u.a. (Hrsg.), Evangelisches Staatslexikon, Bd. II, Sp. 2503 ff. 

2 
Daher gibt es in der Literatur, sowohl der Bundesrepublik als auch Koreas zahlreiche 

Versuche, die Vielfalt der Pläne rechtlich systematisch einzuordnen. Sie werden unten näher 
erörtert. 3 

Wenn eine Planbehörde einen Plan aufstellt, erfolgt dies in mehreren Abschnitten wie 
Zielvorstellung, Datenermittelung, Interessenerwägung, eigentliche Planung, Entscheidung und 
Feststellung. Über das Planungsverfahren als Entscheidungsprozeß und über die nähere Pla-
nungsphasen siehe Thieme,  Verwaltungslehre, S. 316 ff.;  Weiss,  Strukturierung iterativer Ent-
scheidungsprozesse bei öffentlichen Planungsvorhaben, VerwArch 63 (1972), S. 241 ff. 
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staatlichen Handelns, stellen sich die Pläne nicht als von vornherein allge-
mein gültige Ordnungen dar, sondern als Aktionsprogramme, die erst durch 
ihre Verwirklichung, durch zahlreiche Einzelmaßnahmen eine neue Ord-
nung schaffen 4. Als solche basieren sie auf Prognosen über die Zukunft. 
Wenn ein Plan auf einer Fehlprognose beruht, oder der rasche gesellschaft-
liche Wandel die Grundlagen der Prognose geändert hat, wird eine Planän-
derung erforderlich.  So gehört eine laufende Anpassung des Plans geradezu 
zum Wesen der Planung . 

Pläne als Aktionsprogramme bedürfen der Verwirklichung durch öffentli-
che und private Investoren. Wenn ein Plan festgestellt wird, vertrauen die 
Bürger auf die Verwirklichimg des Plans und tätigen deshalb entsprechende 
Dispositionen. Wird der Plan geändert, kann er die Dispositionen der Bür-
ger zunichte machen. Damit stellt sich die Frage, ob und inwieweit ihr Ver-
trauen in die staatliche Planung, die sie zu diesen Investitionen veranlaßt hat, 
schützwürdig ist6. 

Insofern liegt das Problem der vorliegenden Untersuchung in der Frage, 
wie zwischen dem Interesse an der Fortentwicklung des Plans, also seiner 
notwendigen Flexibilität, und dem Interesse an seiner Beibehaltung und 
Durchführung,  also seiner Stabilität, ein angemessener Ausgleich gefunden 
werden kann. Dafür bieten sich im wesentlichen drei Lösungswege an: 

Einmal ist zu prüfen, ob den Betroffenen  unter bestimmten Voraussetzun-
gen ein Anspruch auf Beibehaltung des ursprünglichen Plans, also auf 
"Planfortbestand" zusteht. Dies kann angesichts der erwähnten Flexibilitäts-
erfordernisse,  wenn überhaupt, nur in bestimmten Einzelfällen in Betracht 

4 ·· 
Uber den Zusammenhang zwischen den traditionellen Rechtsformen des staatlichen Han-

delns und den Plänen siehe näher Brohm,  Die Dogmatik des Verwaltungsrechts vor den Ge-
genwartsaufgaben der Verwaltung, WDStRL 30 (1972), S. 245 ff.;  ders.  Strukturprobleme der 
planenden Verwaltung, JuS 1977, S. 500 ff. 

^ Über die Eigenschaft insbesondere die Offenheit  bzw. Änderungsbedürftigkeit  der Pla-
nung siehe Ossenbühl,  Welche normativen Anforderungen stellt der Verfassungsgrundsatz  des 
demokratischen Rechtsstaats an die planende staatliche Tätigkeit?, Gutachten für den 50. 
Deutschen Juristentag, B. 25 ff.;  Schärpe  Planung als politischer Prozeß, in: Naschold/ Väth 
(Hrsg.), Politische Planungssysteme, S. 167 ff.;  Häusler,  Planung als Zukunftsgestaltung, S. 18 ff. 

6 Das Problem ist in der Bundesrepublik unter dem Stichwort Plangewàhrìeistunghcitig  dis-
kutiert; siehe näher Oldiges,  Grundlagen eines Plangewährleistungsrechts, S. 31 ff.;  Egerer,;  Der 
Plangewährleistungsanspruch, S.25 ff.;  Ossenbühl,  Die Plangewährleistung, JuS 1975, S. 545 ff.; 
Schenke,  Gewährleistung bei Änderung staatlicher Wirtschaftsplanung, AöR 101 (1976), S. 337 
ff.;  Thiele,  Zur Problematik des Plangewahrleistungsanspruchs, DÖV 1980, S. 109 ff.;  Brohm, 
Plangewährleistungsrechte, Jura 1986, S. 617 ff.  u.a. 
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η 
kommen; sonst wäre Planung von Anfang an zum Scheitern verurteilt . Ob 
und wann solche Fälle vorliegen und worauf sich ein solcher Vertrauens-
schutz auf Planfortbestand gründen kann, gilt es zu untersuchen. 

In den anderen Fällen muß die Frage aufgeworfen  werden, ob nicht scho-
nende oder "gleitende Übergänge" zu wählen sind, damit sich die Verluste 
bei den einzelnen Investoren in Grenzen halten, indem sie Zeit für Amorti-

o 
sation oder zumindest für Anpassungen an die Umstellung lassen . 

Wo diese Möglichkeit des Planfortbestands oder der allmählichen Planan-
passung wegen der Notwendigkeit zur Planänderung ausscheidet, kommen 
Ansprüche auf Schadensersatz und Entschädigung in Betracht. Es stellt sich 
die Frage, ob derjenige, der sein Verhalten am Plan orientiert und durch die 
Planänderung einen Schaden erlitten hat, nicht wenigstens einen Ersatzlei-
stungsanspruch geltend machen kann. In der Literatur in der Bundesrepu-
blik wird weithin lediglich an diese Ansprüche gedacht, wenn vom Plange-
währleistungsanspruch die Rede ist9. Indessen sollte das Institut der Plan-
gewährleistung nicht mit dem bloßen Entschädigungsgedanken identifiziert 
werden10. 

Diese Frage gilt nicht nur im Hinblick auf den Bürger, der sich in seinen 
Dispositionen auf Pläne eingerichtet hat, sondern auch auf Selbstverwal-
tungseinheiten, wie etwa die Gemeinden, die ihre eigenen Pläne und Pla-
nungsmaßnahmen den geänderten übergeordneten Plänen anzupassen 
haben. 

7 
Vgl. Brohm,  Plangewährleistungsrechte, Jura 1986, S. 619 ff.;  Ossenbühl,  Welche normati-

ven Anforderungen stellt der Verfassungsgrundsatz  des demokratischen Rechtsstaates an die 
planende staatliche Tätigkeit?, Gutachten für den 50. Deutschen Juristentag, B. 184 ff.  u.a. 8 

Vgl. Salzwedel,  Verfassungsrechtlich geschützte Besitzstände und ihre "Uberleitung" in 
neues Recht, Die Verwaltung 1972, S. 11 ff.;  Oldiges,  Grundlagen eines Plangewährleistungs-
rechts, S. 229 ff. 9 

Vgl. Egerer,  Der Plangewährleistungsanspruch, S. 51 ff.;  Korbmacher,;  Plangewährleistung 
und Vertrauensschutz, WiVerw. 1979, S. 37 ff.;  Thiele,  DÖV1980, S. 113 ff.  u.a. 

1 0 Vgl. Schenke,  Gewährleistung bei Änderung staatlicher Wirtschaftsplanung, AöR 101 
(1976), S. 351 ff.;  Ossenbühl,  Welche normativen Anforderungen stellt der Verfas-
sungsgrundsatz des demokratischen Rechtsstaates an die planende staatliche Tätigkeit?, Gut-
achten für den 50. Deutschen Juristentag, B. 184 ff.;  Brohm,  Plangewährleistungsrechte, Jura 
1986, S. 619 ff.;  Maurer,  Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 355 ff. 


